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Einleitung

Spätestens seit dem Vertrag von Lissabon (2009) haben sich das Strafrecht und
das Strafverfahrensrecht als wichtige Politikbereiche der Europäischen Union
(EU) etabliert. Die gestiegene Bedeutung des EU-Strafrechts spiegelt sich schon
rein quantitativ in der Vielzahl von Rahmenbeschlüssen und Richtlinien der
europäischen Legislative wider, die zur Harmonisierung nationaler Strafrechts-
ordnungen beitragen. Hinzu kommen der Auf- und Ausbau verschiedener For-
men und Instrumente, die sowohl Kooperationen als auch die Koordination
zwischen der EU und ihren Mitgliedsstaaten sowie den Mitgliedsstaaten unter-
einander erleichtern. Innerhalb der EU ist so ein „integriertes System europäi-
scher Strafrechtspflege“ entstanden.1 Die Gründung der Europäischen Staatsan-
waltschaft, die am 1. Juni 2021 ihre Arbeit aufnahm und als „Quantensprung“2

oder „Meilenstein“3 in der Entwicklung des europäischen Strafrechts gesehen
wird, zeigt, dass die Integration dynamisch voranschreitet und auch zukünftig
weitere Schritte wahrscheinlich sind.

Angesichts der erheblichen Integrationsfortschritte auf politischer und recht-
licher Ebene stellen sich auch für die Wissenschaft neue Fragen. Schon die Viel-
zahl an Einzelentwicklungen verlangt nach einer wissenschaftlichen Begleitung.
Darüber hinaus geben die teils grundlegenden Veränderungen, die mit der zu-
nehmenden Integration des über lange Zeit stark national geprägten Strafrechts
verbunden sind, Anlass zu der grundlegenden Frage, welchen übergreifenden
Zielen und Idealen die Strafrechtsintegration folgt oder folgen sollte. Diese Frage
wurde in der wissenschaftlichen Diskussion zum europäischen Strafrecht bislang
wenig(er) thematisiert. Ausgangsthese dieser Untersuchung ist, dass spätestens
mit dem Vertrag von Lissabon eine Phase begonnen hat, in welcher wissenschaft-
liche Analysen des EU-Strafrechts sich nicht (weiter) auf die Betrachtung einzel-
ner Maßnahmen oder Phänomene beschränken können, sondern die Integration
auch übergreifend und konzeptionell in den Blick genommen werden muss. Auf-
grund der zunehmenden Zahl der Fälle und der besonders tiefgreifenden Aus-
wirkungen des Strafrechts auf Individuen sollte dabei die Frage im Mittelpunkt
stehen, wie sich das integrierte europäische Strafrechtssystem gegenüber den da-

1 Vgl. Hecker, Europäisches Strafrecht, § 1, Rn. 6.
2 Heger, Integration 2022, 188 (192).
3 Hecker, Europäisches Strafrecht, Vorwort zur 6. Auflage, V; Zöller/Bock, in: Böse, Eu-

ropäisches Strafrecht (EnzEuR XI), § 22, Rn. 51.
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von betroffenen Individuen legitimieren lässt. Antworten darauf sollten aus einer
transnationalen, europäischen Debatte hervorgehen, die die bisherigen Beson-
derheiten der Strafrechtsintegration und ihre Bedeutung für die Zukunft kritisch
reflektiert.

Zu dieser Debatte möchte die vorliegende Untersuchung einen Beitrag leisten.
Ihr Ziel ist es, die Integration des Straf- und Strafverfahrensrechts übergreifend
in den Blick zu nehmen und einen Vorschlag zu unterbreiten, in welcher Weise auf
konzeptioneller Ebene über die weitere Entwicklung des EU-Strafrechts nachge-
dacht werden kann. Konkret geht sie dafür den Potenzialen eines EU-Strafver-
fassungsrechts nach. Der Ansatz, Strafrecht aus einer verfassungsrechtlichen Per-
spektive zu betrachten und sich mit den Anforderungen auseinanderzusetzen, die
sich aus Verfassungen für eine legitime Strafrechtsgestaltung ergeben, findet Vor-
läufer in verschiedenen nationalen (straf-)rechtswissenschaftlichen Diskursen.
Für diese Untersuchung ist insbesondere ein Verständnis von Strafverfassungs-
recht wichtig, das auf Joachim Vogel zurückgeht und in den letzten Jahren in der
deutschen strafrechtswissenschaftlichen Diskussion an Bedeutung gewonnen
hat.4 Nach hier vertretener Ansicht bietet dieses Verständnis einen geeigneten
Anknüpfungspunkt, um EU-spezifisch fortentwickelt zu werden.

Die Untersuchung verfolgt einen rechtswissenschaftlich-intradisziplinären
Ansatz. Sie wählt damit eine Perspektive auf das Strafrecht und seine rechtspo-
litische Gestaltung, die zunächst innerhalb der Rechtswissenschaft bleibt, trotz-
dem aber Züge einer Außensicht trägt, da sie über die klassischen innerrechtli-
chen Säulen hinausdenkt.5 Die Bezeichnung Strafverfassungsrecht deutet bereits
darauf hin, dass die Schnittstelle von Straf- und Verfassungsrecht von besonderer
Bedeutung ist. Der Fokus der Untersuchung auf die EU erfordert es darüber
hinaus, den Ansatz in mehreren Dimensionen zu modifizieren. Hierzu sind drei
Gedanken wichtig. Erstens ist es notwendig, bei der Gestaltung der Perspektive
nicht nur straf- und verfassungsrechtliche, sondern auch EU-rechtliche Gesichts-
punkte einzubeziehen. Die Untersuchung setzt sich zum Ziel, Strafverfassungs-
recht spezifisch EU-rechtlich weiterzuentwickeln. Dieses Verständnis eines EU-
Strafverfassungsrechts zieht daher zwar Inspiration aus nationalen Ansätzen,
muss aber die besonderen Charakteristika der EU-(Verfassungs-)Rechtsordnung
berücksichtigen. Dies erfordert zweitens eine grundlegende Auseinandersetzung

4 Siehe den erst 2022 erschienen Sammelband Bäcker/Burchard, Strafverfassungsrecht;
vgl. zuvor die grundlegenden Beiträge von Burchard, in: Tiedemann/Sieber/Satzger/Bur-
chard/Brodowski, Die Verfassung moderner Strafrechtspflege – Erinnerung an Joachim Vo-
gel, S. 27; und Jahn, in: Tiedemann/Sieber/Satzger/Burchard/Brodowski, Die Verfassung mo-
derner Strafrechtspflege – Erinnerung an Joachim Vogel, S. 63.

5 Im Unterschied zu vielen Ansätzen in der interdisziplinären Rechtsforschung geht es
vorliegend somit nicht um eine Außensicht auf das Strafrecht aus der Perspektive einer an-
deren wissenschaftlichen Disziplin, wie beispielsweise der Philosophie, vgl. zu verschiedenen
Beobachterperspektiven Rosenstock u. a., in: Boulanger/Rosenstock/Singelnstein, Interdis-
ziplinäre Rechtsforschung: Eine Einführung in die geistes- und sozialwissenschaftliche Be-
fassung mit dem Recht und seiner Praxis, S. 3 (17 ff.).
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mit den Eigenschaften und Potenzialen des EU-Primärrechts. Ob und inwieweit
sich dieses als Anknüpfungspunkt für ein EU-Strafverfassungsrecht anbietet, ist
eine zentrale Frage der Untersuchung. Sie kann nur beantwortet werden, wenn
die Unterschiede zwischen EU-Primärrecht und nationalem Verfassungsrecht
differenziert betrachtet werden. Hierfür ist es notwendig, nicht allein die positi-
ven Normen zu vergleichen, sondern sich auf einer tieferliegenden, prinzipiellen
Ebene damit zu befassen, welche Möglichkeiten, aber auch welche Grenzen das
positive (Primär-)Recht bietet und was daraus für den Umgang mit ihm folgt.

Den Ansatz der Untersuchung kennzeichnet drittens die Offenheit für inter-
disziplinäre Einflüsse, insbesondere der Politikwissenschaft. Diese Offenheit ist
nicht nur sinnvoll, um die Dynamiken des auch maßgeblich politisch geprägten
Prozesses der Strafrechtsintegration besser nachzuvollziehen. Sie ist darüber hin-
aus auch für das hier vertretene Verständnis von Strafverfassungsrecht als einem
„demokratischen Denkstil“ gewinnbringend. Das EU-Strafverfassungsrecht
zielt darauf ab, der Gestaltung der EU-Kriminalpolitik einen Rahmen zu geben,
möchte demokratische Entscheidungsspielräume dabei aber explizit erhalten
bzw. fördern. Um das Verhältnis von Demokratie und Recht zu bestimmen, sind
Erkenntnisse der politischen Theorie und der politischen Philosophie von Be-
deutung. Bestehende Erkenntnisse aus diesen Disziplinen bezieht die Untersu-
chung in die Überlegungen zum EU-Strafverfassungsrecht mit ein.

Strafverfassungsrechtliches Denken in der EU – diesem Thema geht die Un-
tersuchung in einer dreiteiligen Gliederung nach. Der erste Teil befasst sich mit
der Frage, inwiefern überhaupt ein Bedarf für konzeptionelle Ansätze zur Straf-
rechtsintegration besteht. Nach der Klärung relevanter Grundbegriffe (A.) rich-
tet sich der Blick dafür zunächst auf die politische und rechtliche Entwicklung des
Strafrechts im Verlauf der europäischen Integration (B.). Der Fokus liegt darauf,
die Rolle und Bedeutung von kriminalpolitischen Konzeptionen in und für die
bisherige Gestaltung des EU-Strafrechts zu analysieren. Dabei zeigt sich, dass die
Integration von politischer Seite keiner übergeordneten Konzeption folgt. Wäh-
rend das Fehlen einer kriminalpolitischen Konzeption zu Beginn des Integrati-
onsprozesses zu erklären und zu rechtfertigen war, entwickelt sich dieses Fehlen,
so die hier vertretene These, im weiteren Verlauf zu einem relevanten Problem.
Mit dem quantitativen und qualitativen Bedeutungsanstieg des EU-Strafrechts
erwachsen aus der Abstinenz übergeordneter Leitvorstellungen Gefahren. Spä-
testens seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon scheint es daher für eine
legitime Fortentwicklung geboten, konzeptionell über die Gestaltung der Inte-
gration dieses Rechts- und Politikbereichs nachzudenken. Von Seiten der Straf-
rechtswissenschaft lassen sich drei Richtungen von Ansätzen identifizieren, die
sich dem Fehlen einer Konzeption für das EU-Strafrechts und den daraus resul-
tierenden Problemen zuwenden (C.). Statt die Lösung (weiter) in einer möglichst
weitgehenden Erhaltung des nationalen Strafrechts zu suchen (Richtung 1) oder
primär die Europäische Menschenrechtskonvention als Garanten für eine legi-
time europäische Strafrechtsentwicklung zu sehen (Richtung 2), sind nach der
hier vertretenen Ansicht EU-spezifische Ansätze (Richtung 3) erforderlich.
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4 Einleitung

Der zweite Teil und dritte Teil unterbreiten dafür einen Vorschlag. Konkret
wird mit dem EU-Strafverfassungsrecht ein konzeptioneller Ansatz zur europä-
ischen Integration des Straf- und Strafverfahrensrechts entworfen und zur Dis-
kussion gestellt.

Dabei nähert sich der zweite Teil zunächst strafverfassungsrechtlichem Den-
ken in der EU an, indem er klärt, was mit Strafverfassungsrecht gemeint ist und
was es beinhaltet. Durch den Blick auf Verständnisse von Strafverfassungsrecht
auf nationaler Ebene werden Charakteristika strafverfassungsrechtlicher An-
sätze vorgestellt und deren Vorzüge diskutiert (A.). Der zweite Teil wendet sich
sodann der zentralen Herausforderung bei der Übertragung des ursprünglich für
den nationalen Kontext gebildeten Ansatzes zu (B.): (Wie) lässt sich Strafverfas-
sungsrecht jenseits des Staates, konkret in der EU, denken? Die hier vertretene
These ist, dass strafverfassungsrechtliches Denken auch ohne eine formale EU-
Verfassung möglich ist. Dafür sind aber spezifische Anpassungen des Konzepts
erforderlich. Verschiedene Varianten werden vorgestellt und hinsichtlich ihrer
Vor- und Nachteile diskutiert.

Der dritte Teil der Untersuchung entwickelt schließlich ein eigenes Verständ-
nis für ein EU-Strafverfassungsrecht. EU-Strafverfassungsrecht sollte dafür als
ein konzeptioneller, strafrechtswissenschaftlicher Ansatz verstanden werden, der
es ermöglicht, übergreifend über die Integration des Straf- und Strafverfahrens-
rechts nachzudenken. Im Unterschied zu dem gängigen Verständnis von Straf-
verfassungsrecht in nationalen Strafrechtsdiskursen ist das hier vorgeschlagene
EU-Strafverfassungsrecht nicht als ein bestimmter Teil des positiven (EU-)Ver-
fassungsrechts zu sehen, sondern davon zu abstrahieren. Der in Grundzügen
vorgestellte EU-strafverfassungsrechtliche Ansatz soll dabei helfen, Zielvorstel-
lungen, Maßstäbe und Kriterien zu entwickeln, die der politischen Gestaltung
der EU-Strafrechtspflege Orientierung und der wissenschaftlichen Begleitung
einen Analyse- und Bewertungsrahmen geben. Der dritte Teil beginnt mit der
Vorstellung von Leitlinien, wie der EU-strafverfassungsrechtliche Ansatz ver-
standen und konstruiert werden sollte (A.), wendet sich dann der Identifikation
EU-strafverfassungsrechtlicher Leitprinzipien zu (B.) und veranschaulicht an-
hand von drei ausgewählten Vorschlägen, was aus dem EU-Strafverfassungs-
recht für konkret(er)e Schlüsse gezogen werden können (C.).

Der hier vorgeschlagene EU-strafverfassungsrechtliche Ansatz soll einen Bei-
trag zu der eingangs als notwendig identifizierten wissenschaftlichen Debatte
leisten.
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Erster Teil

Bedarf für konzeptionelle Ansätze
zur Strafrechtsintegration

Das übergreifende Argument des ersten Teils lautet, dass bisher weder politisch
noch (rechts-)wissenschaftlich in ausreichendem Maße konzeptionell über die
europäische Integration des Straf- und Strafverfahrensrechts nachgedacht wurde
und dass darin Gefahren liegen. Um dieses Argument zu substanziieren, beginnt
der erste Abschnitt damit, Grundbegriffe der Untersuchung zu klären (A.).
Daran anschließend wendet sich der zweite Abschnitt der Rolle und Bedeutung
von Konzeptionen in der bisherigen Integration des Straf- und Strafverfahrens-
rechts zu (B.). Die Rückschau verdeutlicht, dass die Integration dieses Rechts-
bereichs politisch bisher keinem übergreifenden Konzept folgt und welche Risi-
ken damit verbunden sind. Im dritten Abschnitt richtet sich der Blick auf die
Strafrechtswissenschaft (C.). Hier lassen sich grob drei Richtungen ausmachen,
die sich den Problemen zuwenden, die aus dem Fehlen übergeordneter Leitvor-
stellungen der Strafrechtsintegration resultieren. Aus verschiedenen Gründen
stellen sie aber noch keine zufriedenstellende Lösung dar. Daraus folgt, dass
weiterhin Bedarf für die Entwicklung einer EU-spezifischen Konzeption für die
Strafrechtsgestaltung besteht.
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A. Grundbegriffe

Im Zentrum der Untersuchung steht das Anliegen, einen neuen konzeptionellen
Ansatz für die europäische Integration des Straf- und Strafverfahrensrechts zu
entwickeln. Zu Beginn ist es dafür hilfreich zu klären, was einerseits unter der
europäischen Integration des Straf- und Strafverfahrensrecht verstanden wird
(dazu I.) und andererseits, was mit der Bezeichnung Konzeption bzw. konzep-
tionellem Ansatz gemeint ist (dazu II.).

I. Europäische Integration des Straf- und Strafverfahrensrechts

Als europäische Integration wird zunächst der Prozess der Schaffung „einer im-
mer engeren Union“ der europäischen Staaten und Völker im Rahmen der Eu-
ropäischen Union (EU) verstanden.1 Der Integrationsbegriff bringt zum Aus-
druck, dass es sich um einen mehrschichtigen Prozess handelt. Zum einen lässt
sich die Integration als ein rechtlicher Prozess begreifen. Recht hat die Entwick-
lung der EU an vielen Stellen entscheidend geprägt. Es bietet ein Medium, um
Integrationsschritte zu kodifizieren, einen Orientierungspunkt für zukünftige
Maßnahmen und eine Form, über die Integration nachzudenken und zu disku-
tieren. Die europäische Integration stellt aber nicht nur einen rechtlichen Prozess
dar. Sie lässt sich auch als ein politischer Prozess fassen. Ihre konkrete Gestaltung
hängt maßgeblich von politisch (idealerweise demokratisch) zu treffenden Ent-
scheidungen ab, die nicht vollständig durch das bestehende Recht determiniert
sind. Diesem Verhältnis von Recht zu Politik und den Möglichkeiten und Gren-
zen einer rechtlichen Herangehensweise zur Integration wendet sich die Unter-
suchung im zweiten Teil zu.

Mit europäischer Integration ist weiterhin eine Eingrenzung auf Entwicklun-
gen verbunden, die im Rahmen der EU stattfinden (Europäisches Strafrecht im
engeren Sinne).2 Dabei handelt es sich um einen Teilbereich einer größeren

1 Vgl. zum Ausdruck der „immer engeren Union“ die Präambel des EU-Vertrages (EUV)
und Art. 1 Abs. 2 EUV; dazu Streinz, in: Streinz, EUV/AEUV, Präambel, Rn. 4; Pechstein, in:
Streinz, EUV/AEUV, Art. 1 EUV, Rn. 19.

2 Zu dem Begriff und entsprechenden Verständnis siehe Böse, in: Böse, Europäisches
Strafrecht (EnzEuR XI), Rn. 12; vgl. zur Begriffsbestimmung auch Sieber, in: Sieber/Satz-
ger/von Heintschel-Heinegg, Europäisches Strafrecht, Einführung, Rn. 2 ff. Hecker, Euro-
päisches Strafrecht, § 1, Rn. 5 ff. Ambos, Internationales Strafrecht, § 9, Rn. 18; Satzger, In-
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Rechtsentwicklung, die sich insgesamt als Europäisierung der Strafrechtspflege
(Europäisches Strafrecht im weiteren Sinne3) bezeichnen lässt. Auch außerhalb
der EU sind wichtige Entwicklungen im Strafrecht zu beobachten.4 Der Grund
dafür, sich in dieser Untersuchung aber spezifisch auf die Entwicklungen in der
EU zu konzentrieren, liegt darin, dass sich das EU-Strafrecht ab den 1990er-
Jahren schrittweise zu einem eigenständigen Politik- und Rechtsbereich entwi-
ckelt hat, der sich sowohl quantitativ als auch qualitativ zunehmend von anderen
europäischen Zusammenschlüssen mit Strafrechtsbezug unterscheidet.5

Zwei Aspekte des EU-Strafrechts müssen als Besonderheit wahrgenommen
werden. Erstens findet EU-Strafrecht nicht nur auf der Ebene der EU, sondern
auch auf nationaler Ebene statt. Zutreffend lässt sich EU-Strafrecht als ein „in-
tegriertes System europäischer Strafrechtspflege“ beschreiben, in dem die mit-
gliedsstaatliche und die EU-Ebene durch verschiedene Mechanismen miteinan-
der verknüpft sind.6 Eine Auseinandersetzung mit EU-Strafrecht schließt daher
immer auch die nationale Ebene mit ein. Zweitens weist das Unionsrecht eine
Offenheit in Richtung des regionalen Völkerrechts auf. Das trifft insbesondere
auf die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) und die Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) zu, da das
Unionsrecht nicht nur faktisch, sondern auch rechtlich angeordnet eine enge
Verknüpfung zur EMRK aufweist und diese anstrebt.7 Soweit sie für das EU-

ternationales und Europäisches Strafrecht, § 7, Rn. 3; für eine Annäherung an den Begriff
auch Nuotio, in: Hörnle/Dubber, The Oxford Handbook of Criminal Law, S. 1115
(1115–1117).

3 Vgl. Böse, in: Böse, Europäisches Strafrecht (EnzEuR XI), § 1, Rn. 12 (sowie Fn. zuvor).
4 Im Gegenteil zeigt ein im Abschnitt B. folgender Blick in die Integrationsgeschichte,

welch profunden Einfluss regional völkerrechtliche Abkommen und Zusammenschlüsse ge-
habt haben und noch immer haben. Zu denken ist etwa an die Schengen-Übereinkommen, die
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), den Europarat
und dabei besonders die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) sowie die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR), vgl. insgesamt Mit-
silegas, EU Criminal Law, S. 7 ff.

5 Vgl. dazu noch Erster Teil, B. Allgemein lässt sich sagen, dass die EU als mehrdimensio-
nales Regierungssystem mit eigenen Institutionen und Verfahren darstellt, das im Vergleich
zu anderen völkerrechtlichen Zusammenschlüssen deutlich andere Möglichkeiten der Be-
einflussung nationaler Rechtsentwicklungen hat. Das macht sich auch im Bereich des Straf-
rechts stärker bemerkbar.

6 Vgl. zu dieser Charakterisierung Hecker, Europäisches Strafrecht, S. 6. Zu den Mecha-
nismen gehören Elemente der Kooperation, Koordination, Assimilierung und Harmonisie-
rung. Zur Bezeichnung als integriertem Strafrechtssystem vor dem Vertrag von Lissabon
bereits Vogel, Maastricht Journal of European and Comparative Law 2005, 125 (127); zur
Lage nach dem Vertrag von Lissabon Hecker, in: Ambos, Europäisches Strafrecht post-
Lissabon, S. 13 (13 ff.).

7 Vgl. insb. Art. 6 Abs. 2 und Abs. 3 EUV, dazu Streinz/Michl, in: Streinz, EUV/AEUV,
Art. 6 EUV, Rn. 7 ff.; Kingreen, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 6 EUV, Rn. 19 ff.;
sowie die Präambel und Art. 52 Abs. 3, Art. 53 der Charta der Grundrechte der EU (GRCh),
dazu Streinz/Michl, in: Streinz, EUV/AEUV, Art. 52 GRCh, Rn. 24 ff. und Art. 53 GRCh,
Rn. 9.
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Strafrecht von Relevanz sind, werden deshalb auch europäisch-völkerrechtliche
Faktoren einbezogen.

In Untersuchungen zum europäischen Strafrecht wird häufig zwischen Straf-
recht im engeren Sinne (Kriminalstrafrecht) und Strafrecht im weiteren Sinne
unterschieden, wozu auch außerhalb des formalen Strafrechts liegende repressive
Sanktionen gehören (z. B. Geldbußen bei Wettbewerbsverstößen).8 Diese Unter-
suchung konzentriert sich auf Strafrecht im engeren Sinne. Im Fokus steht somit
das Recht, das Sanktionen von einer bestimmen Qualität in Form von Krimi-
nalstrafen vorsieht, die bei Verletzungen grundlegender gesellschaftlicher Ver-
haltensnormen drohen. Strafverfahrensrecht bezeichnet die Regelungen zu Ver-
fahren, in denen es um die Verhängung von Kriminalstrafen geht. Für die Be-
stimmung des Begriffs Kriminalstrafrecht bietet sich aufgrund des europäischen
Ansatzes der Untersuchung kein rein positivistischer Zugang an.9 Im pluralen
Rechtsraum der EU existiert keine einheitliche Zuordnung einer Frage zum Kri-
minalstrafrecht.10 Vorzugswürdig erscheint es, sich bei der Bestimmung des Kri-
minalstrafrechts am Vorgehen des EGMR („Engel-Kriterien“) zu orientieren:
Neben der formalen Zuordnung berücksichtigt der EGMR die Natur des Ver-
gehens (nature of the offence) und die Art und Schwere der Sanktion (degree of
severity of the penalty).11

8 Vgl. z. B. Böse, in: Böse, Europäisches Strafrecht (EnzEuR XI), Rn. 13; Reinbacher,
Strafrecht im Mehrebenensystem, S. 42–50.

9 Die positive Zuordnung einer Frage zum Strafrecht ist trotzdem nicht irrelevant, da
gerade die Verhängung einer Sanktion als Kriminalstrafe zu der besonderen Eingriffsinten-
sität beitragen kann.

10 Das gilt nicht nur für gesellschaftspolitisch umstrittene Fragen wie der genauen Ausge-
staltung einer möglichen Strafbarkeit wegen Sterbehilfe, Schwangerschaftsabbruch oder des
Konsums sog. „weicher Drogen“. Auch bei der Unterscheidung zwischen Mord und Tot-
schlag und verschiedenen Ansätzen zu Diebstahl offenbaren sich bei näherer Betrachtung
Unterschiede zwischen den EU-Staaten, vgl. Ambos, Maastricht Journal of European and
Comparative Law 2005, 173 (187–190); Ein weiteres Beispiel für die unterschiedliche Zu-
ordnung stellt die non-conviction-based-confiscation dar, vgl. zu den Modellen in der EU
Rui/Sieber, in: Rui/Sieber, Non-Conviction-Based Confiscation in Europe, S. 245 (247 ff.);
Auch die Zuordnung zum materiellen oder Strafprozessrecht ist in der EU nicht einheitlich,
vgl. beispielsweise die Einordnung von Verjährungsvorschriften in Italien, Deutschland und
Österreich, dazu Staffler, ZStW 2018, 1147 (1153 ff.).

11 EGMR, Urteil vom 8. Juni 1976 – 5100/71, 5101/71, 5102/71, 5354/72, 5370/72 (Engel
u. a. ./. die Niederlande), Rn. 82.
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II. Konzeption

Ein weiterer für diese Untersuchung wesentlicher Begriff ist der der Konzeption.12

Unter einer Konzeption wird vorliegend ein abstraktes, übergeordnetes Ideal
verstanden. Konzeptionen definieren Zielvorstellungen und sind insofern nor-
mativ.13 Sie erfüllen zwei Funktionen. Zum einen geben sie prospektiv Orientie-
rung, zum anderen ermöglichen sie retrospektiv eine kriteriengeleitete Bewer-
tung, da sich anhand der Zielvorstellungen transparente Bewertungsmaßstäbe
entwickeln lassen. Die beiden Funktionen stellen zwei Seiten einer Medaille dar.
Zwar können sie sich im Hinblick darauf unterscheiden, wen sie adressieren und
welche Spielräume sie belassen.14 Ihnen ist aber gemeinsam, dass sie dieselben
Ziele bzw. Maßstäbe als wesentlich erachten. Ein weiteres Charakteristikum von
Konzeptionen ist, dass sie übergreifend angelegt sind. Bei einer Konzeption geht
es nicht darum, einzelne konkrete Bestandteile isoliert zu betrachten, sondern
einen größeren Zusammenhang in den Blick zu nehmen. Konzeptionen bilden
einen Rahmen für die einzelnen Bestandteile. Eine dritte hier wichtige Eigen-
schaft von Konzeptionen ist, dass sie eine ordnende und strukturierende Funk-
tion haben. In der Regel weisen sie unterschiedliche Ebenen oder Hierarchie-
stufen auf. Elemente auf niedrigeren, konkreteren Ebenen lassen sich entspre-
chend der abstrakten und höheren Leitvorstellungen ordnen und systematisie-
ren.

Der Begriff der Konzeption ist eng mit dem eines Systems oder auch Modells
verbunden.15 Sie teilen die Gemeinsamkeit, auf einer höheren Abstraktionsstufe

12 Teilweise wird auch ohne Bedeutungsunterschied der Begriff Konzept verwendet.
13 Grundsätzlich werden normative Betrachtungen häufig einerseits von analytisch-logi-

schen und andererseits von deskriptiven Betrachtungen unterschieden, vgl. z. B. Rottleuthner,
Rechtstheorie und Rechtssoziologie; während bei analytischen Zugängen die interne Logik
(im Sinne von Schlüssigkeit) im Zentrum steht und bei deskriptiven die beobacht- und be-
schreibbare Übereinstimmung mit der äußeren „Wirklichkeit“, geht es bei normativen An-
sätzen um Bewertung; zu den verschiedenen Bedeutungsfacetten, die unter „normativ“ ge-
fasst werden siehe Hilgendorf, in: Mahlmann, Gesellschaft und Gerechtigkeit. Festschrift für
Hubert Rottleuthner, S. 45; vgl. auch Taekema/van Klink, in: van Klink/Taekema, Law and
Method, (29), die in der Unterscheidung zwischen deskriptiven und normativen Zugängen
einen wesentlichen Unterschied zwischen soziologischer und juristischer Rechtsforschung
sehen; siehe auch Rosenstock u. a., in: Boulanger/Rosenstock/Singelnstein, Interdisziplinäre
Rechtsforschung: Eine Einführung in die geistes- und sozialwissenschaftliche Befassung mit
dem Recht und seiner Praxis, S. 3 (3 ff.), die zwischen einer Beobachterperspektive 2. Ord-
nung (deskriptiv, Beobachtung/Beschreibung unter Verzicht einer Stellungnahme) und einer
1. Ordnung (normativ, anhand eines Maßstabs werden wertende Stellungnahmen zur Ver-
besserung eines Rechtssystems geäußert) unterscheiden.

14 So kann die zukünftige Gestaltung eines Politikbereichs primär als politische Aufgabe
gesehen werden, die sich an demokratisch legitimierte Akteure richtet und diesen einen ten-
denziell weiten Spielraum belässt. Die Aufgabe der (nachträglichen) Bewertung ist hingegen
zumindest auch eine rechtliche, die weniger Spielräume belässt, sondern möglichst trenn-
scharfe Kriterien erfordert.

15 Vgl. zur Bedeutung systematischen Denkens im Strafrecht Zaczyk, ZStW 2011, 691;
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